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Fuß- und Radverkehr in und nach der Corona-Pandemie 
Autor*innenpapier Berlin, 06.05.2020 

1. Aktuelle Situation 

Fußverkehr 

Der Fußverkehr spielt während der Covid-19-Pandemie eine entscheidende Rolle. Viele Menschen 

legen nur kurze Besorgungswege zurück - und diese oft zu Fuß. Um sich zu bewegen, nutzen Viele 

einen Spaziergang oder Jogging-Lauf. Diese veränderten Alltagsgewohnheiten führen in dicht 

besiedelten Gebieten zu einem erhöhten Fußverkehrsaufkommen. Gleichzeitig gelten die 

bußgeldbewehrten Abstandsgebote von 1,5 Metern Mindestabstand zu anderen Menschen.  

Dies führt dazu, dass die tiefgreifenden Mängel, die sich im Bereich Fußverkehr seit Jahren, bzw. 

Jahrzehnten immer weiter verschärfen, überdeutlich zum Vorschein kommen. Der Fußverkehr wurde 

durch steigenden Platzbedarf des Autoverkehrs auf immer weiter schrumpfende Flächen 

zurückgedrängt.  

Besonders in dicht besiedelten Gebieten sind Wege oft durch Häuserwände auf einer Seite und dichte 

Reihen parkender Autos auf der anderen Seite begrenzt. Dort wo es möglich ist, auf die Fahrbahn 

auszuweichen, müssen sich zu Fuß Gehende in Gefahr vor rollendem Verkehr begeben. Zudem 

werden sie durch diese nötigen Ausweichmanöver in die Situation versetzt, entweder die Corona-

Abstandsregeln zu brechen oder die Regeln der Straßenverkehrsordnung. Mancherorts sind durch 

extrem dichte Besiedelung trotz der Krisenschutzmaßnahmen derart viele Menschen unterwegs, dass 

die Gehwege deutlich breiter sein müssten, um Abstandsregelungen von 1,5 Metern nicht konstant 

unfreiwillig missachten zu müssen. 

Durch die geschlossenen Schulen und Kitas und teilweise auch noch die Spielplätze, brauchen gerade 

Kinder Platz, um sich zu bewegen. Die Parks sind rappelvoll. Auch hier fehlt es an Platz im 

öffentlichen Raum.  

Durch die Krisenmaßnahmen ergeben sich weitere Problemstellen. Zum einen bilden sich vor 

Geschäften Warteschlangen, die ebenfalls den Gehweg nutzen müssen. Beim Passieren solcher 

Warteschlangen wird es oft unmöglich, den gebotenen Mindestabstand auch nur annähernd 

einzuhalten.  

Wie auch vor der Pandemie kommt es durch Radverkehr auf Gehwegen weiterhin zu Störungen des 

„Schutzraums Gehweg“. Solange sämtliche Cafés, Restaurants und Geschäfte geschlossen sein 

müssen, vergrößerte sich in den betroffenen Gebieten stellenweise der Platz auf Gehwegen. Dieser 

Effekt wird jedoch mit zunehmender Lockerung der Corona-Schutzmaßnahmen wegfallen. 

Radverkehr

Im Radverkehr zeigen sich zwei zuwiderlaufende Trends. Einerseits entfallen durch geschlossene 

Schulen, Kitas und Freizeiteinrichtungen wie Sportvereine sowie durch vermehrte Arbeit von Zuhause 

zahlreiche Alltagswege. Andererseits gilt das Fahrrad als Verkehrsmittel mit sehr geringer 

Ansteckungsgefahr, weshalb es viele Menschen etwa für Einkäufe nutzen. Für Menschen ohne Auto 

ist das Fahrrad teils das einzig verbliebende Verkehrsmittel. So nutzen dies nun auch Menschen für 

den Arbeitsweg, die zuvor mit Bus und Bahn gependelt sind. 
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Auch im Bereich Radverkehr zeigen sich während der Krise längst bekannte Probleme überdeutlich. 

Wie im Fußverkehr betrifft dies auch hier allen voran den Platzmangel. Vielerorts gibt es überhaupt 

keine Radinfrastruktur. Dort wo sie vorhanden ist, ist sie oft viel zu eng und in schlechtem Zustand. 

Oft ist sie kaum einem geringfügig höheren Fahrradaufkommen gewachsen. Dies verschärft das 

Problem mangelnder Verkehrssicherheit für Radfahrende, besonders im Falle von Alleinunfällen und 

Unfällen mit anderen Radfahrenden. Fast die Hälfte der Bürgerinnen und Bürger gaben laut ADFC 

bereits vor dem Auftreten von Covid-19 an, sich beim Radfahren nicht sicher zu fühlen. Auch auf 

Radwegen ist es meist unmöglich, beim Überholen den vorgeschriebenen Mindestabstand von 1,5 

Metern einzuhalten.  

Die zu großen Teilen entfallenen Pendler-, Wirtschafts- und Reiseverkehre führen zu einem deutlich 

geringeren KfZ-Aufkommen. Dies führt zu weit weniger Verkehrsunfällen. Das erhöhte Fuß- und 

Radverkehrsaufkommen sensibilisiert viele Autofahrende zusätzlich, möglichst vorsichtig zu fahren. 

Gleichzeitig nutzen einzelne Autofahrende leere Fahrbahnen zum Rasen. 

Fahrradwirtschaft  

Die Fahrradwirtschaft ist in verschiedenen Bereichen sehr unterschiedlich stark von der Krise 

betroffen.  

Im Bereich Fahrradtourismus kommt es derzeit zu extrem starken Einnahmeeinbußen bis hin zum 

Totalausfall. Diese werden auch nach der Krise nicht kompensiert werden können: Der Osterurlaub 

z.B. kann nicht nachgeholt werden. Durch die Umsatzausfälle drohen vielerorts Insolvenzen. Hiervon 

sind ca. 5.800, in erster Linie kleine und mittelständische, Gastbetriebe, überwiegend im ländlichen 

Raum, betroffen.   

Die Fahrradproduktion ist von der Krise sehr stark betroffen. Es gibt Lieferschwierigkeiten, 

Komponenten aus anderen Ländern kommen nicht an. Die Produktion kann dadurch nicht oder nur 

schwer am Laufen gehalten werden. Vielfach wird mit Umsatzeinbußen gerechnet. Insgesamt herrscht 

große Unsicherheit.  

Im Fahrradhandel konnten zu Beginn des Shutdowns für die Saison bereits vorbestellte Fahrräder 

nicht weiterverkauft werden, da Fahrradläden in fast allen Bundesländern von Schließungen betroffen 

waren. Die kurzfristigen staatlichen Förderungen verhinderten bislang, dass es vermehrt zu 

Insolvenzen der vielen Soloselbständigen kam. Die erneute Öffnung der Läden wird voraussichtlich, 

wenn auch unter erschwerten Bedingungen, zu einer leichten Entspannung der Situation führen. Viele 

betroffene Unternehmen der Fahrradbranche haben während der vergangenen Wochen ihre Online-

Services deutlich ausgebaut und sich so bereits der veränderten Situation angepasst.  

Die Radlogistik verzeichnet sehr unterschiedliche Auftragslagen mit verschieden starken 

Auftragsrückgängen. Manche Auftragsrückgänge können durch Mehraufträge an anderer Stelle 

kompensiert werden. Auch hier fehlen für die Herstellung einzelne Lieferteile aus dem Ausland. Viele 

Startups in der Branche, die im Frühjahr mit der Serienfertigung von z.B. neuen Fahrzeugmodellen 

beginnen wollten, können ihre Produktion derzeit nicht aufbauen. Insgesamt besteht auch in dieser 

Branche eine große Unsicherheit. Zahlreiche Unternehmen fallen mit ihren mehr als 10 und unter 200 

Mitarbeiter*innen nicht in Soforthilfeprogramme.  

Im Fahrradverleih war zu Beginn des Shutdowns ebenfalls ein deutlicher Nutzungsrückgang zu 

verzeichnen. Mehrere Städte haben reagiert und übernehmen nun die Leihgebühren für die ersten 30 

Minuten Fahrzeit. Räder können damit teilweise kostenlos genutzt werden, was auch neue 

Nutzer*innen anlockt. Hiervon profitieren allerdings nicht alle Leihradunternehmen. 
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Leihradunternehmen, denen es gelingt, ihren Kund*innen glaubhaft zu versichern, dass die Räder 

regelmäßig gründlich gereinigt werden, um eine Oberflächenübertragung des Virus zu verhindern, 

nehmen keinen wirtschaftlichen Schaden. Einnahmeeinbußen entstehen Unternehmen, die ihr Angebot 

teilweise über Werbeflächen finanzieren, da viele werbende Unternehmen hier derzeit sparen. 

2. Durch die Krise kommen 

Fuß- und Radverkehr 

Sowohl im Bereich Fuß- als auch im Bereich Radverkehr ist fehlender Platz eines der größten akuten 

Probleme.  

Für den Fußverkehr: In Wohngebieten müssen temporäre Spielstraßen oder Begegnungszonen 

eingerichtet werden, um den gestiegenen Raumbedarf abzudecken. Außerdem müssen breitere 

Gehwege eingerichtet werden. Vor Geschäften sind bei Bedarf Pop-Up-Wartezonen einzurichten. 

Parkplätze oder Fahrspuren müssen für die Dauer der Corona-Maßnahmen entfallen. Dies gilt gerade 

an Stellen, an denen Gehwege derzeit ganz oder teilweise zum Parken freigegeben sind. Innerorts 

müssen Fahrbahnen von Nebenstraßen für den Fußverkehr entgegen den bisherigen Regelungen in der 

StVO freigegeben werden. Der KfZ-Verkehr hat hier dann jederzeit besondere Rücksicht zu nehmen. 

Der öffentliche Raum wird auch eine große Rolle für das Gastgewerbe spielen - noch mehr in der 

Corona-Krise: Bei Lockerung der Corona-Maßnahmen wird für Cafés und Restaurants während der 

Frühlings- und Sommermonate der Außenbereich eine wichtige Rolle spielen. Durch Tische im Freien 

mit weiten Abständen dazwischen, könnte der Betrieb hier wieder aufgenommen werden. Der hierfür 

benötigte Platz kann nicht zu Lasten des Fußverkehrs gehen. Daher müssen auch hierfür zugunsten 

von Pop-Up-Gastronomieflächen Fahrbahnen verengt oder für bestimmte Zeiten gesperrt werden oder 

Parkplätze zumindest temporär entfallen (Parklets).  

Im Bereich Radverkehr: An Hauptstraßen müssen breite, sichere Fahrradspuren geschaffen werden. 

Ein gutes Beispiel hierfür sind die Pop-Up-Bikelanes etwa in Berlin. Auch Fahrradstraßen und 

Fahrradzonen sind ad-hoc einzurichten. Bereits geplante Radinfrastrukturmaßnahmen sind wegen 

Corona deutlich zu beschleunigen und auch mit vorläufigen Maßnahmen umzusetzen.  

Um Konflikte und gefährliche Situationen für Radfahrende und zu Fuß Gehende zu vermeiden, wenn 

sie Lieferfahrzeugen ausweichen müssen, die keinen Platz zum Halten finden, müssen außerdem 

Lieferzonen eingerichtet werden. Tempo 30 innerorts sollte der Normalfall sein, um alle 

Verkehrsteilnehmer*innen zu entspannen und den gesteigerten Fuß- und Radverkehr sicherer zu 

machen. Zusätzlich wird dabei das Ziel sämtlicher Pandemiebekämpfungsmaßnahmen, möglichst die 

Intensivpflegekapazitäten der Krankenhäuser nicht zu überschreiten, unterstützt indem die Gefahr 

schwerer Unfälle drastisch reduziert wird.  

Mit der novellierten Straßenverkehrsordnung lassen sich Fahrradzonen und -straßen, Spielstraßen, 

zusätzliche geschützte Radstreifen oder die Rückgabe der Gehwege an den Fußverkehr und bei 

entsprechender Auslegung des § 45 auch die Verbreiterung von Gehwegen umsetzen - allerdings teils 

sehr umständlich (Verkehrszählungen o. Ä). Dies gilt auch für Wartebereiche oder Begegnungszonen. 

Das Verkehrsministerium muss zum Zwecke der Rechtssicherheit für Kommunen klarstellen, dass die 

neuen Ausnahmeregelungen des § 45 Abs. 9 Satz 4 StVO weit auszulegen und damit auf diese Fälle 

anzuwenden sind (entsprechende Verwaltungsverordnung zum zugehörigen Absatz).  
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Fahrradwirtschaft 

Eine Wiederöffnung sämtlicher Fahrradläden ist bereits erfolgt. Diese müssen auch, aufgrund ihrer 

Systemrelevanz, bei einer möglichen erneuten Verschärfung von Maßnahmen, weiterhin mit 

entsprechenden Sicherheitsvorkehrungen (Abstandsgebot, wenige/keine Kund*innen im Laden, 

Desinfektion, Masken) in allen Bundesländern geöffnet bleiben.  

Konjunkturprogramme müssen die Fahrradwirtschaft als Teil der Mobilitätswirtschaft und der 

Verkehrswende stärken. Bei Etablierung von Kaufprämien ist gerade auf das Fahrrad zu fokussieren, 

bei Etablierung einer Mobilitätsprämie sind die Bike-Sharing-Systeme mit einzubeziehen. Als Teil des 

Konjunkturhilfeprogramms bietet sich eine Mobilitätsprämie an, die schnell, befristet und gezielt 

wirkt. Einzubeziehen sind dabei: 

- Gutscheine, die Fahrradkauf, Fahrradreparaturen, Fahrradersatzteile bezuschussen;  

- Prämien zum Kauf von E-Lastenfahrrädern; 

- Gutscheine, die Übernachtungen bei für Bike & Ride–Unterkünften, Jugendherbergen und 

Campingplätzen, wenn man mit Fahrrad kommt, bezuschussen. 

Sowohl für die Fahrradindustrie als auch für den besonders schwer getroffenen Fahrradtourismus 

müssen weitere temporäre und langfristige Maßnahmen umgesetzt werden.  

Die Soforthilfen des Bundes müssen derart erweitert werden, dass sie Solo-Selbstständige und kleine 

Unternehmen pauschal bei den Lebenshaltungskosten unterstützen. Sie müssen generell um zwei 

Monate verlängert werden können. Zudem müssen sie auch kleinen Unternehmen mit mehr als zehn 

Mitarbeitenden offen stehen.1

3. Lehren aus der Krise und wie weiter nach der Krise  

Die Krisensituation zeigt sehr deutlich, dass Fuß- und Radverkehr essenzielle Verkehrsarten sind. Sie 

sind entscheidend dafür, dass Menschen auch während Extremsituationen noch die allernötigsten 

Besorgungen verrichten können, ein Mindestmaß an Bewegung und so etwas wie öffentliches Leben 

aufrechterhalten können. Dort wo Einkaufsmöglichkeiten nicht dezentral fußläufig oder per Rad zu 

erreichen sind, sind Menschen auf das Auto angewiesen. Ein hohes Personenaufkommen an wenigen 

Großmärkten führt jedoch weiter zu Konflikten mit der Pandemiebekämpfung. Ein vorhandenes, 

funktionierendes und sicheres Netz für Fuß- und Radverkehr sowie vorhandene 

Nahversorgungsmöglichkeiten sind damit von zentraler Bedeutung für die Krisenfestigkeit von 

Dörfern, Quartieren und Städten. Gerade im Home Office, aber auch im Rahmen von Co-Working 

bringen attraktive Nahverkehrsangebote zu Fuß und Rad einen vielfachen Mehrwert. Die Investitionen 

in Fuß- und Radverkehrsnetzes müssen daher massiv gesteigert werden. Durch die Pandemie sind nun 

noch weitere Gründe hierfür hinzugetreten. 

Weiterhin zeigt sich, dass Radfahren und vor allem spazieren gehen oder joggen für die psychische 

und physische Gesundheit der Bevölkerung von unschätzbarem Wert sind. Ein Minimum an 

gesellschaftlichem Leben findet für nahezu die gesamte Bevölkerung während der Krisenzeit fast 

ausschließlich auf Straßen, Plätzen und in Parks statt – oder virtuell im Internet. Die 

1 siehe hierzu auch: https://www.gruene-bundestag.de/themen/corona-krise/soforthilfen-schnell-und-
unbuerokratisch-ausweiten 
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Aufenthaltsqualität von Plätzen und Straßen ist von nicht zu unterschätzender Bedeutung für das 

Wohlbefinden der Bevölkerung.  

Viele Menschen erleben während des Shutdowns deutliche Verbesserung der Aufenthaltsqualität ihrer 

Dörfer, Städte und Kommunen. Mehr Fuß- und Radverkehr und zugleich weniger KfZ-Verkehr 

führten unter anderem zu weniger Verkehrslärm, weniger Abgasgestank, weniger Luftverschmutzung 

und weniger Aggressionen im Straßenverkehr. Der öffentliche Raum wurde damit freundlicher und 

weniger bedrohlich. Die Steigerung der Aufenthaltsqualität des öffentlichen Raums und die Senkung 

der Verkehrsbelastung durch den KfZ-Verkehr in Wohngebieten muss auch nach der Krise Priorität 

haben beziehungsweise teils auch erst bekommen.  

Während der Krise haben sich vielfach bereits bekannte Probleme des Fuß- und Radverkehrs 

verschärft, allen voran Platzprobleme. An einigen Stellen konnten sie durch schnelle pragmatische 

Reaktion gelöst werden. Verbesserungen, für Fuß- und Radverkehr, die während der Krise umgesetzt 

wurden bzw. noch werden und sich bewähren, müssen danach weiterhin bestehen bleiben. 

Viele Menschen nutzen, wie bereits erwähnt, während der Krise vermehrt das Fahrrad, um mittlere 

Distanzen zurückzulegen oder gehen über kürzere Distanzen zu Fuß. Aufgabe der Verkehrspolitik ist 

es, diese Menschen dazu zu motivieren, auch nach der Krise weiterhin das Fahrrad und die eigenen 

Füße als Verkehrsmittel zu wählen. Die besten Anreize hierfür sind gute, sichere Fußverkehrs- und 

Radinfrastruktur sowie fuß- und radverkehrsfreundliche Verkehrslenkung. 

Wenn Krisenmaßnahmen gelockert oder aufgehoben werden, werden möglicherweise viele Menschen, 

statt Bus und Bahn zur Sicherheit vor Infektionen das Auto zur Bewältigung ihrer Wege vorziehen. 

Dies würde zu einer weiteren Verschärfung der genannten Platz- und Sicherheitsprobleme für den 

Rad- und Fußverkehr sowie weiterer bekannter durch KfZ-Verkehr verursachten Probleme führen. 

Mögliche Anreize für die Wahl oder den Kauf bestimmter Verkehrsmittel bzw. den Konsum 

bestimmter Verkehrsdienstleistungen – auch als wirtschaftspolitische Maßnahmen – müssen dies 

zwingend berücksichtigen. Eine Prämie, die zu einem weiteren Anstieg des Autobestandes führt, ist 

daher abzulehnen. 
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